
Bundessozialgericht

11 RA 214/65 I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

. Zugestellt am
7. September 1966

.
' in dem Rechtsstreit

. o 0 0 . o o o o o o o u 9

Beklagte und Revisionsklägerin,

gegen

» c o o o o n c o o ,

Kläger und Revisionsbeklagten°

„
Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat 0 h n e

‚
mündliche Verhandlung nach 5 124 Abs° 2 in Verbindung

mit @ 153 Abs° 1 und 5 165 des Sozialgerichtsgesetzes
am 4„ August 1966 durch

Senatspräsident

Bundesrichterin

Bundesrichter
Bundesäozialrichter

Bundessozialrichter

für Recht erkannt:

Dr" H a u e i s e n

— Vorsitzender — ,
Dr. S c h w a r Z ?
S o n n e n b e r g ,
Dr„ B a u m a n n ,
R u n d g e b u r t

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Bremen vom 22. April 1965

aufgehoben‚

2° Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des
Sozialgerichts Bremen vom 30° November 1964 wird

zurückgewiesen°

3° Kosten sind dem Kläger auch für das Berufungs— und

Revisionsverfahren nicht zu erstatten„
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Mit Bescheid vom 9. Oktober 1958 gewährte die Beklagte dem

Kläger, geboren am 24. April 1892, vom 1. April 1957 an
Altersruhegeld, das sie nach 5 31 des Angéstelltenversiche—

rungsgesetzes (AVG) berechnete und auf monatlich 210,80 DM

feststellte. Diese Rente erhöhte sich mehrfach auf Grund

der Rentenanpassungsgesetze, sie betrug im Jahre 1963 auf

'Grund des Fünften Rentenanpassungsgeeetzes (RAG) 270,80 DM

monatlich.

Am 29. Kovember 1965 erteilte die Beklagte dem Kläger, den

‘sie bereits im Mai 1961 auf die Unriehtigkeit der Renten—

berechnung hingewiesen hatte, einen mit einer Rechtsmittel—

belehrung versehenen "Bescheid", in dem sie ausführte, die

Rente sei nicht richtig berechnet werden, weil für die Zeit

von Juli 1920 bis Juli 1921 nur halbe Beiträge entrichtet

worden seien; die Rente betrage statt monatlich 270,80 DM

nur 231,20 DM; da der derzeitige monatliche Zahlbetrag je—

doch besitzgeschützt sei, werde die Rente in der bisherigen

Höhe weitergezahlt. Die Beklagte behielt sich vor, die

Rente in Zukunft erst dann anzupassen, wenn die richtig be—

rechnete und richtig angepaßte Rente den derzeitigen zu

hohen monatlichen Zahlbetrag übersteige. 'Der Kläger erhob

Klage beim Sozialgericht (SG) Bremen. Während des Verfahrens

vor dem SG erließ die Beklagte den Bescheid vom 18. August

1964; sie "berichtigte" in diesem Bescheid zugunsten des

Klägers einen weiteren Fehler in der bisherigen Renten—

berechnung (zu niedrige persönliche Rentenbemessungsgrund—'

lego), paßte gleichzeitig die richtig berechnete Rente nach

dem 6. RAG an und stellte sie in Höhe von 252,20 DM fest;
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die Rente wurde jedoch dem Kläger weiterhin in der bisherigen

Höhe von 270,80 DM gewährt. Der Kläger wandte sich auch gegen

diesen Bescheid, weil bei allen späteren Rentenanpassungen von
dem Rentenzahlbetrag nach dem 5. RAG in Höhe von 270,80 DM

auszugehen sei. Das SG wies die Klage ab (Urteil vom 30. No—

vember 1964). Auf die Berufung des Klägers hob das Landes—

sozialgericht (LSG) das Urteil des SG und den "Bescheid" der

Beklagten vom 29. November 1965 auf; es verurteilte die Be—

klagte, den Bescheid vom 18. August 1964 dahin abzuündern,

daß bei der Durchführung des 6. RAG als Rentenzahlbetrag der

Betrag ven 270,80 LM zugrunde gelegt werde, und diesen Betrag

auch bei der Iurchthrung des 7. RAG als Rentenzahlbetrag nach

dem 5. RAG zugrunde zu legen (Urteil vom 22. April 1965). Es

führte aus: Die Rente des Klägers sei zwar in dem Bescheid

vom 9. Oktober 1958 unrichtig — zu hoch — festgestellt werden,

dieser Bescheid sei aber nach @ 77 des Sozialgerichtsgesetzes

SCS) bindend geworden, es fehle an einer gesetzlichen Vor—

schrift, die etwas anderes bestimme. Die Voraussetzungen des

5 79 AVG n? oder des % 1744 der Reichsversicherungsordnung

(EVO) seien nicht gegeben. Es handele sich auch nicht um
einen Rechenfehlcr oder eine ähnliche offenbare Unriehtig—

keit, die in entsprechender Anwendung von $ 158 SGG "berich—

tigt" werden könne. Es liege ferner auch nicht eine fehler—>

haftc Anpassung im Sinne von 5 9 Abs. 2 des 5. RAG, Art. III

5 3 Abs. 2 des 6. RAG und 5 14 Abs. 2 des 7. RAG vor. Die
drei ersten Rentenanpassungsgesetze, die an den Rentenzahl—

betrag als Angassungsbetrag anknüpften, böten nach dem Urteil

des Bundess02ialgeriehts (BSG) vom
16. Dezember 1964 (SozR

Nr. 1 zu 5 3 des 1. RAG) keine Handhabe zu einer Korrektur

von Fehlern in dem (ersten) Rentenbescheid; das 4. RAG und

die folgenden Rentcnanpassungsgesetze, die nicht mehr an den

Rentenzahlbetrag anknü;ften, hätten eine Riehtigstellung nach

dem Urteil des BSG vom 50. März 1965 (SozR Nr. 4 zu Art. 2

5 32 des Arbeiterrentcnversicherungs—Ueuregelungsgesetzes

—ArVKC—) allenfalls befristet — bis 31 Dezember 1962 — zugelassen,
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diese Frist sei bei Erlaß des "Bescheides" vom 29. November

1963 abgelaufen gewesen. Das LSG ließ die Revision zu.*
’_Das Urteil wurde der Beklagten am 22. Juni 1965 zugestellt.

Am 2. Juli 1965 legte die Beklagte Revision ein, sie bean—

tragte, VV ' ‘ '

- 4 ' das angefochtene Urteil aufzuheben

' und die Berufung gegen das Urteil

des SG'Bremen vom 50. November 1964

zurückzuweisen. ‘

Nach Verlängerung der Bevisionsbegründungsfrist begründete

sie die Bevision am 6. August 1965: Die unriehtigen Berech—
nungsfaktoren in dem Bescheid vom 9. Oktober 1958, die zur

Feststellung einer zu hohen Rente geführt hätten, nähmen an '

der Bindungswirkung des Bescheides nicht teil; die Bindunge-

wirkung erstrecke sich nur auf den zuletzt in Höhe von

270,80 DM festgestellten Rentenbeträg, dieser Betrag sei ,
durch die Beseheide vom 29. November 1963 und vom 18. August

1964 nicht angetastet worden. Falls sich aber die Bindunge—

wirkung auf die Berechnungsfaktoren erstrecke, habe die

Beklagte den Fehler in den angefochtenen Beseheiden richtig—

stellen dlrfen, sei es nach @ 138 SGG, sei es nach den Grund—

sätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts über die Rücknahme

fehlerhafter Verwaltungsakte, die jedenfalls dann anzuwenden

seien, wenn es an einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung

für die Berichtigung oder Rücknahme fehle, wie dies hinsicht—

lich der Richtigstellung fehlerhafter Berechnungsfaktoren

bei den
Rentenanpassungen

der Fall sein würde. '

Der Kläger beantragte,

die Revision zurückzuweisen.
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Er berief sich auf die Bindungswirkung des Bescheides
vom

9. Oktober 1958; da auch nach der Auffassung der Beklagten

der auf der Grundlage dieses Beseheides errechnete Renten—

betrag nach dem 5. RAG in Höhe von 270,80 DM "besitz—

geschützt" sei, müsse die Beklagte auch bei den Renten—

anpassungen nach dem 6. RAG und den späteren Rentenanpassun—

gen ven diesem Betrag ausgehen.

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden (@@165, 155 Abs. 1, 124

Abs. 2 SGG

II

Sie Revision der Beklagten ist zulässig (55 162 Abs. 1

Nr. 1, 164 SCG); sie ist auch begründet. '

Das LSG hat der Anfechtungsklage gegen den "Bescheid" vom
29. November 1963 sehen deshalb nicht stattgeben dürfen,

weil diese Klage unzulässig gewesen ist. Die Beklagte hat

"Beseheide" dieser Art in zahlreichen Fällen erlassen. Wie

der Senat bereits in den Urteilen vom 15. Februar 1966

(SozR Nr. 1 zum 6. RAGArt. I 5 2) und vom 28. Juni 1966

— 11 RA 50/66 — entschieden hat, fehlt diesen ”Bescheiden"

die Eigenschaft eines Verwaltungsaktes. Die Beklagte hat

damit ihr Rechtsverhältnis zu den Beteiligten nicht ver»
bindlich gerc;elt, auch nach ihrer eigenen Vorstellung soll—

ten diesc "Bescheide" keine unmittelbaren Rechtswirkungen

haben. Es fehlt somit an einer Maßnahme, die dem Kläger

gegenüber wirksam und deshalb Gegenstand einer Anfechtungs—

klage sein kännte. Der "Bescheid" vom 29. November 1963

brauchte und durfte daher nicht aufgehoben werden. Er

hatte ohncdies keine Reehtswirkungen. Zwar hat das auch

das SG verkannt, es hat die Klage auf Aufhebung des "Beschei-

des" vom 29. November 1963 zu Unrecht aus sachlichen Gründen
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. . .
'

abgewiesen, insoweit ist aber die Beklagte durch das Urteil

des SG nicht beschwert. Sie wendet sich jedoch mit der ‘

Revision zu Recht dagegen, daß das LSG den Bescheid vom
18. August 1964 für rechtswidrig gehalten hat. Dieser Bee

scheid ist nach 5 96 SGG Gegenstand des Verfahrens geworden,
obwchl der "Bescheid" vom 29. November 1963 kein Verwaltungs—

akt gewesen ist und der Bescheid vom 18. August 1964 diesen

"Eescheid" deshalb hat weder "abändern" noch "ersetzen"
können. Wie der Senat bereits in dem Urteil vom 15. Febru—

ar 1966 — 11 RA 289/65 — (veröffentlicht in "Die Angestellten-
vcrsicherung" 1966, 70) ausgeführt hat, ist 5 96 SGG auch

dann anzuwenden, wenn eine Verwaltungsbehörde in einem an—
gefochtcnen "Bescheid“ in scheinbar verbindlicher Weise ein

bestimmtes künftiges Verhalten angekündigt hat und später
entsprechende Verwaltungsakte erläßt.

Das LSG ist zu Unrecht der Auffassung gewesen, die Beklagte

habe mit den Bescheid vom 18. August 1964 gegen die Bindungs—

wirkung des Rentenfeststellungsbescheides vos 9. Oktober 1958
verstoßen. Aus den vom Senat in dem Urteil vom 15. Februar

1966 dargelegtcn Gründen (insoweit ist das Urteil in SozR

Nr. 1 zum 6. RAG Art. I @ 2 veröffentlicht) ist der Versiche—

rungsträger bei der Anpassung der nach den 55 50 ff AVG be—

rechneten Renten auf Grund des 6. und 7. RAG (vgl. Art. I

bzw. erster Abschnitt 5 2 Abs. 1 dieser Gesetze, ferner die
entsprechenden Vorschriften des 4., 5. und 8. RAG) an ein-

deutig falsch ermittelte bisherige Berechnungsfaktoren nicht

gebunden; er kann vielmehr die falschen durch die richtigen

Berechnungsfaktoren ersetzen, muß jedoch in jedem Falle min—

destens den bisherigen Zahlbetrag der Rente weitergewähren

(das gleiche gilt nach dem Urteil des Senats vom 28.6.1966

— 11 RA 50/66 — für die Anpassung der nach Art. 2 55 31 bis

34 AnVHG umgestellten Renten). Der Senat hat dies im wesent—

lichen mit der Erwägung begründet, das Anpassungsverfahren
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nach dem 4. RAG und den späteren Rentenanpassungsgesetzen

für diese beiden Rentcngruppen knüpfc grundsätzlich nicht

mehr an den Rentenzahlbetrag im Januar des Anpassungsjahres

an, im Prinzip sei jetzt nur noch das Ergebnis vorgeschrie—

ben, das die An; ssung zu erreichen habe; das Anpassunge—

ziel werde nunmehr in beiden Rentcngruppen durch die Be—

rücksichtigung der in den 55 2 und 3 im ersten Artikel bzw.

Abschnitt des 6. und 7. RAG erWühnten Berechnungsfaktoren

erreicht; die Eindungswirkung des Bescheids erfasse nicht

die Eereehnungsfaktorcn der Renten. In dem Urteil vom
15. Februar 1966 hat der Senat dargelegt, der Wortlaut des

5 2 Abs. 1 Satz 1 des ersten Art. bzw. Abschnitts des 6.

und 7. RAG — dort heißt es, die das Anpassungsergebnis be—

sti:mcnde Iceberecknung müsse abgesehen von der allgemeinen

Bemessungsgrtndlage und der Beitragsberechnung "ohne Ände—

rung der übrigen Eerechnungsfaktoren" erfolgen — stelle für

sich allein nicht ein absolutes Änderungsverbot für die von

der Regel abweichenden Fälle dar, in denen Berechnungsfak—

toren eindeutig falsch ermittelt werden sind. Er hat weiter

dargelegt, ein selches absolutes Änderungs?erbot würde auch_

nicht dem Yesen der Zentenanpassung entsprechen, weil durch

die Anpassung die Rentner zwar auf Grund ihrer früheren Tätig—

keit im Arbeits— und Tirtschaftsleben an einer etwaigen Ver—

besserung des Einkcmmcns der erwerbstätigen Versicherten be—

teiligt werden sollen, dies aber nur insoweit sinnvoll sei,

als die Anpassung der tatsächlichen Arbeits— und Beitrags—

leistung entsrreche, scnach nicht auf der Grundlage von Berech—

nungsfaktoren, die der Arbeits— und Beitragsleistung der Rent—

ner in Wirklichkeit nicht entsprechen. Schließlich hat der

Senat ausgeführt, eine Bindung der Versicherungsträger an

falsch ermittelte Berechnungsfaktoren sei auch nicht durch Er—

wägungen der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes ge—

boten. Dieser Auffassung des Senats steht das Urteil des
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1—12. Senats des BSG vom 30. März 1965, SozR Nr. 4 zu

Art. 2 5 51 ArVNG, nicht entgegen; dort ist darüber

entschieden worden, innerhalb welches Zeitraumes feh4

lerhafte, den Versicherten begünstigende Mitteilungen

der Eeutschen Bundespost über die Umstellung einer

Rente vom Versicherungsträger "richtiggestellt" oder,

falls diese Mitteilungen als Verwaltungsakte anzusehen

wären, zurückgenommen werden dürfen; um eine solche

Mitteilung handelt es sich im vorliegenden Falle nicht;

zwar hat sich das BSG in jenem Urteil für seine Auf—

fassung, die Richtigstellung bzw. Rücknahme fehler—

hafter Umstellungsmitteilungen sei nur befristet zu—
lässig, auf die Vorschriften der Rentenanpassungsgesetzc

berufen (vgl. 5 7 des 1. RAG und die entsprechenden Vor—
schriften der späteren Rentenanpassungsgesetze, @ 9

Abs. 2 des 5. RAG, Art. III 5 3 Abs. 2 des 6. RAG,

@ 14 Abs. 2 des ?. RAG), die eine "Berichtigung" feh—
lerhafter Anpassungen befristen; im vorliegenden Falle

handelt es sich aber nicht um die Berichtigung einer

fehlerhaften Anpassung; abgesehen davon, daß im vor—

liegenden Falle der Fehler nicht bei der Anpassung ge—

macht werden ist, sondern bei Erlaß des Rentenbescheids,

geht es hier allein um die Frage, ob Fehler des Renten—

bescheides, die sich auf die Höhe der Rente in früheren

Anpassungsbescheiden ausgewirkt haben, auch bei weiteren

Anpassungen fortwirken dürfen. Dies ist zu verneinen.

Das SG hat sonach im Ergebnis zu Recht die Klage auf

Aufhebung des Bescheides vom 18. August 1964 abgewiesen.

Das LSG hat das Urteil des SG zu Unrecht aufgehoben.‘
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Auf die Revision der Beklagten ist das Urteil des LSG
aufzuheben und die Eefufung des Klägers gegen das Urteil

des SG zurückzuwciscn.

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 195'SGG.
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